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Revision des Auslanderrechts —
wichtige Anderungen

FACHBEITRAG Das Auslanderrechtistin den letzten Jahren mehrfach geandert worden. Per 1.

Januar 2019 wurde das Auslandergesetz (AuG) zudem in Ausldnder- und Integrationsgesetz (AIG)
umbenannt. Darin sind zahlreiche Neuerungen enthalten, die auch den Sozialhilfebezug betreffen.
Eine Ubersicht tiber die wichtigsten Anderungen.

Personen aus Drittstaaten (also nicht EU/
EFTA-Staatsangehérige) konnen lediglich
unter bestimmten Voraussetzungen in der
Schweiz leben und arbeiten. Thre Bewilli-
gung ist immer an einen bestimmten
Zweck gebunden. Die SKOS hat in einem
Merkblatt die relevanten Neuerungen zu-
sammengetragen. Es zeigt die Bewilli-
gungsvoraussetzungen fiir die Unterstiit-
zung  auslindischer
Drittstaaten summarisch auf und fasst die
fiir die Sozialhilfe relevanten Unterstiit-
zungsgrundsitze zusammen.

Personen  aus

Meldepflichten gegeniiber kantonalen
Migrationsamtern

Fiir auslindische Staatsangehorige kann
der Bezug von Sozialhilfeleistungen Aus-
wirkungen auf ihre Anwesenheitsberechti-
gung haben. Um ihre gesetzlichen Aufga-
ben richtig erfiillen zu kénnen, sind die
Migrationshehérden auf Informationen
von den Sozialhilfeorganen angewiesen.
Die fiir die Ausrichtung von Sozialhilfeleis-
tungen zustindigen Behoérden miissen der
zustindigen kantonalen Migrationsbehor-
de den Bezug von Sozialhilfe durch Auslin-
derinnen und Auslinder daher unaufgefor-
dert melden.

Zu beachten ist, dass es sich bei einer
Niederlassungsbewilligung um eine un-
befristete und bedingungsfreie Anwesen-
heitsberechtigung handelt. Sie kann erteilt
werden, wenn sich die auslindische Person
insgesamt wihrend zehn Jahren mit einer
Kurzaufenthalter- oder Aufenthaltshewilli-
gung in der Schweiz aufgehalten hat und
sie wihrend den letzten fiinf Jahren unun-
terbrochen im Besitz einer Aufenthaltsbe-
willigung war.

Die zwar unbefristet ausgesprochene
Niederlassungsbewilligung kann jedoch
in bestimmten Fillen widerrufen werden,
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Eine unbefristete Aufenthaltsbewilligung kann
in eine befristete zurtickgestuft werden.
Bild: Keystone/Gaetan Bally

wenn bestimmte Voraussetzungen erfiillt
sind. Widerrufsgriinde sind beispielsweise
das Erwirken der Bewilligung unter fal-
schen Angaben oder durch das Verschwei-
genwesentlicher Tatsachen, strafrechtliche
Massnahmen, die Gefihrdung der 6ffentli-
chen Sicherheit im In- oder Ausland und
auch erheblicher Sozialhilfebezug sowie
allgemein die Nichterfiillung der Integra-
tionserfordernisse.

Zusitzlich zum Widerruf der Niederlas-
sungsbewilligung besteht die Maglichkeit
einer Riickstufung auf eine Aufenthaltsbe-
willigung B, wenn die im AIG genannten
Integrationskriterien nicht erfillt sind. In
solchen Fillen kann die Niederlassungs-
bewilligung bei erfolgreicher Integration
frithestens nach fiinf Jahren erneut erteilt
werden. Die Riickstufung kann mit einer
Integrationsvereinbarung verbunden wer-
den. Wird darauf verzichtet, ist sie mit Be-
dingungen zu verbinden, an die der wei-
tere Aufenthalt in der Schweiz gekniipft

wird. Eine solche Riickstufung ist auch
gestiitzt auf Sachverhalte méglich, die sich
vor dem 1. Januar 2019 ereignet haben.

Zu beachten ist ferner:

«  Personen mit giiltiger Aufenthaltsbewil-
ligung haben Anspruch auf ordentliche
Sozialhilfe. Ein Ausschluss vom Sozial-
hilfeanspruch ist im Wohnkanton nicht
moglich.

« Personen mit befristeter Bewilligung L
kénnen im kantonalen Recht vom Sozi-
alhilfebezug ausgeschlossen werden. Ist
das der Fall, besteht fiir Betroffene ohne
weitere Prifung kein Anspruch auf So-
zialhilfe. Bei Vorliegen einer Notlage
besteht lediglich ein Anspruch auf Hilfe
in Notlagen. Diese ist in erster Linie auf
die Riickkehr der bediirftigen Person
in ihren Wohnsitz- oder Heimatstaat
ausgerichtet. Es sei denn ein drztliches
Zeugnis belegt eine Reiseunfihigkeit
aus medizinischen Griinden.

Aufenthalt ausserhalb des
Bewilligungskantons

Neu geregelt wurde der Aufenthalt ausser-
halb des unterstiitzenden Kantons. Bisher
galt: Wenn ein Kantonswechsel rechtskrif-
tig verweigert wird, bleibt der Anspruch auf
Sozialhilfe in diesem Kanton grundsitzlich
bestehen, bis der Wohnsitz wieder zuriick
in den vorherigen Bewilligungskanton ver-
legt wird. Neu gilt eine Abweichung: Nach
einem rechtskriftig abgelehnten Kantons-
wechsel kann der Aufenthaltskanton die
Unterstiitzung nach Ablauf der Ausreise-
frist auf Hilfe in Notlagen beschrinken.
Dafiir wird es jedoch eine Grundlage im
kantonalen Recht brauchen. =

Alexander Suter
SKOS-Kommission Rechtsfragen

3/19 ZESO 29



	Revision des Ausländerrechts : wichtige Änderungen

